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für das Land Rheinland-Pfalz

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlos sen:

Artikel 1

Das Landeshaushaltsgesetz 2012/2013 vom 13. März 2012
(GVBl. S. 93, BS 63-39) wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 2 wird die Zahl „22 521 936 000“ durch die Zahl
„22 763 491 100“ ersetzt.

2. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 wird die Zahl „7 698 100 000“ durch
die Zahl „7 918 700 000“ ersetzt.

3. Die Haushaltsübersicht über die Einnahmen und Ausgaben
im Haushaltsjahr 2013, die Haushaltsübersicht über die im
Haushaltsplan veranschlagten Verpflichtungsermächtigun -
gen im Haushaltsjahr 2013 sowie der Vorbelastungen ab
2014, die Finanzierungsübersicht 2013, der Kreditfinanzie -
rungsplan 2013 sowie die Übersicht über den strukturellen
Saldo und die Berechnung des zulässigen Saldos des Lan -
deshaushalts erhalten die aus der Anlage zu diesem Gesetz
ersichtliche Fassung.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2013 in Kraft.

L a n d e s g e s e t z
zur Änderung des Landeshaushaltsgesetzes 2012/2013

(Nachtragshaushaltsgesetz 2013)
Vom 20. März 2013

Mainz, den 20. März 2013
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Hinweis

Gemäß § 1 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung vom 20. De -
zember 1971 (GVBl. 1972 S. 2), zuletzt geändert durch § 9 des
Gesetzes vom 3. Juli 2012 (GVBl. S. 199), BS 63-1, wird mit
dem Haushaltsgesetz nur der Gesamtplan des Haushaltsplans
verkündet.
Auskunft darüber, bei welchen Stellen Pläne und Anlagen des
Haushaltsplans eingesehen werden können, erteilt das Minis -
terium der Finanzen, Kaiser-Friedrich-Str. 5, 55116 Mainz.
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

Artikel 1

Das Landesstraßengesetz in der Fassung vom 1. August 1977
(GVBl. S. 273), zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. Juli
2009 (GVBl. S. 280), BS 91-1, wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „der Landespflege“
durch die Worte „des Naturschutzes und der Land schafts -
pflege“ ersetzt.

2. § 5 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „oder Kreis -

straßen“ durch die Worte „und Kreisstraßen sowie dem
überörtlichen, insbesondere touristischen Ver kehr die -
nende selbstständige Geh- und Radwege“ ersetzt.

b) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „und“ die
Worte „bei nicht dem Absatz 1 Satz 1 unterfallenden“
eingefügt.

3. § 5 a wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§§ 1, 2, 3 b und

3 c Abs. 1, § 3 e Abs. 1“ durch die Angabe „§§ 1, 2, 3 b,
3 c und 3 e Abs. 1“ und die Angabe „5. September
2001 (BGBl. I S. 2350)“ durch die Angabe „24. Feb -
ruar 2010 (BGBl. I S. 94)“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 1 werden die Worte „in
der Fassung vom 23. August 2001 (BGBl. I S. 2218)“
durch die Worte „vom 22. Dezember 2004 (BGBl. I
S. 3704)“ ersetzt.

4. In § 12 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „mit mehr als“
durch das Wort „ab“ ersetzt.

5. In § 16 Abs. 1 werden nach dem Wort „Straßenbaulast“
die Worte „für öffentliche Straßen im Sinne dieses Ge -
setzes“ eingefügt.

6. In § 20 a Abs. 2 wird die Angabe „§ 31“ durch die Angabe
„§ 67“ ersetzt.

7. Dem § 27 wird folgender Absatz 5 angefügt:
„(5) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken in -
nerhalb der geschlossenen Ortslage sind verpflichtet, den
von ihrem Grundstück auf öffentliche Straßen ragenden
Bewuchs auf ihre Kosten zu beseitigen. Kommen die
Eigen tümer oder Besitzer dieser Verpflichtung nicht nach,
so kann die Straßenbaubehörde, in den Ortsdurch fahr ten
auch die Gemeinde, außer bei Gefahr im Verzug nach Auf -
forderung und Fristsetzung auf Kosten der Eigen tümer
oder Besitzer die Beseitigung des überhängenden oder
herausragenden Bewuchses veranlassen und die Kos ten
durch Leistungsbescheid geltend machen. Dies gilt auch
für Bundesstraßen.“

8. § 40 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Wer eine Straße mehr als verkehrsüblich, beispiels-
weise durch Öl oder andere wassergefährdende Stoffe,
ver unreinigt, hat die Verunreinigung unbeschadet seiner
zivilrechtlichen Verantwortlichkeiten ohne Aufforde rung
unverzüglich vollständig zu beseitigen; anderenfalls kann
die Straßenbaubehörde, in Ortsdurchfahrten im Sinne

dieses Gesetzes und von Bundesstraßen auch die Ge mein -
de, die Verunreinigung auf Kosten des Verursachers be -
seitigen oder beseitigen lassen und die Kosten durch Leis -
tungsbescheid geltend machen. Bei Gefahr im Verzug
kön nen die nach Satz 1 Halbsatz 2 zuständigen Stellen
die erforderlichen Maßnahmen selbst oder durch einen
Beauftragten unmittelbar ausführen, wenn nicht abgewar -
tet werden kann, bis eine nach Satz 1 Halbsatz 1 pflich-
tige Person die Maßnahmen trifft. § 6 Abs. 2 des Poli -
zei- und Ordnungsbehördengesetzes in der Fassung vom
10. November 1993 (GVBl. S. 595, BS 2012-1) in der je -
weils geltenden Fassung findet entsprechende An wen dung.
Die kommunalen Aufgabenträger können den Kos ten -
ersatz durch Satzung regeln und hierbei Pauschal beträge
festlegen; das Kommunalabgabengesetz findet entspre-
chende Anwendung.“

9. Dem § 46 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Abweichend hiervon findet § 7 Anwendung auf selbst-
ständige Geh- und Radwege, für die die Planfeststellung
gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 vorgeschrieben ist oder gemäß
§ 5 Abs. 5 Satz 1 vorgeschrieben wird.“

10. In § 47 Abs. 2 werden die Worte „für Rheinland-Pfalz“
ge strichen.

11. In § 61 a wird die Verweisung „§ 13 des Finanzausgleichs -
gesetzes“ durch die Verweisung „§ 14 des Landesfinanz -
aus gleichsgesetzes“ ersetzt.

12. In Anlage 1 wird die Angabe „§ 3 c Abs. 1“ jeweils durch
die Angabe „§ 3 c“ ersetzt.

13. Anlage 2 wird wie folgt geändert:
a) Im Eingangssatz wird die Angabe „§ 3 c Abs. 1“ durch

die Angabe „§ 3 c“ ersetzt.
b) In Nummer 2.2 werden die Worte „einschließlich ge -

schützter Biotope gemäß § 30 des Bundesnatur schutz -
gesetzes (BNatSchG) und § 28 des Landesnaturschutz -
gesetzes (LNatSchG) sowie der wild lebenden Tier-
und Pflanzenarten im Sinne des § 39 Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 und 2 BNatSchG“ gestrichen.

c) Nummer 2.3 erhält folgende Fassung:
„2.3 Belastbarkeit der Schutzgüter unter beson de -

rer Berücksichtigung folgender Gebiete und
von Art und Umfang des ihnen jeweils zu -
gewiesenen Schutzes (Schutzkriterien):

2.3.1 Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung
nach § 25 Abs. 2 des Landesnatur schutz geset -
zes (LNatSchG) vom 28. September 2005
(GVBl. S. 387, BS 791-1) in Verbindung mit
Anlage 1 der Landesverordnung zur Ände-
rung der Anlagen 1 und 2 zu § 25 Abs. 2 des
Landesnaturschutzgesetzes vom 22. Juni 2010
(GVBl. S. 106, BS 791-1/1) sowie Euro pä -
ische Vogelschutzgebiete nach § 25 Abs. 2
LNatSchG in Verbindung mit Anlage 2 der
Landesverordnung zur Änderung der An la -
gen 1 und 2 zu § 25 Abs. 2 des Landesnatur -
schutzgesetzes,

2.3.2 Naturschutzgebiete nach § 23 des Bundes natur -
schutz gesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 2009

N e u n t e s  L a n d e s g e s e t z
zur Änderung des Landesstraßengesetzes

Vom 20. März 2013



(BGBl. I S. 2542) in der jeweils geltenden Fas -
sung in Verbindung mit § 17 LNatSchG ein-
schließlich einstweilig sichergestellter Natur -
schutzgebiete nach § 24 LNatSchG,

2.3.3 Nationalparke und Nationale Naturmo nu -
men te nach § 24 BNatSchG,

2.3.4 Biosphärenreservate, Landschafts schutz gebie -
te und Naturparke nach den §§ 25 bis 27
BNatSchG in Verbindung mit den §§ 19 bis
21 LNatSchG,

2.3.5 Naturdenkmäler nach § 28 BNatSchG in Ver -
bindung mit § 22 LNatSchG einschließlich
einstweilig sichergestellter Naturdenkmale
nach § 24 LNatSchG,

2.3.6 geschützte Landschaftsbestandteile, ein schließ -
lich Alleen, nach § 29 BNatSchG in Verbin -
dung mit § 23 LNatSchG einschließlich einst-
weilig sichergestellter geschützter Land schafts -
bestandteile nach § 24 LNatSchG,

2.3.7 gesetzlich geschützte Biotope nach § 30
BNatSchG in Verbindung mit § 28 LNatSchG
sowie geschützte Waldgebiete nach den §§ 17,
18 und 19 des Landeswaldgesetzes,

2.3.8 Wasserschutzgebiete nach § 51 des Wasser -
haus haltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit
§ 13 des Landeswassergesetzes (LWG), Heil -

quellen schutzgebiete nach § 53 WHG in Ver -
bindung mit § 18 LWG, Risikogebiete nach
§ 73 Abs. 1 WHG, Überschwemmungsgebie-
te nach § 76 WHG in Verbindung mit § 88
LWG sowie Gewässerrandstreifen nach § 38
WHG in Verbindung mit § 15 a LWG,

2.3.9 Gebiete, in denen die in den Rechtsakten der
Europäischen Union festgelegten Um welt -
qua li tätsnormen bereits überschritten sind,

2.3.10 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbe -
sondere Zentrale Orte und Siedlungs schwer -
punkte in verdichteten Räumen im Sinne des
§ 2 Abs. 2 Nr. 2 und 5 des Raumordnungs -
gesetzes,

2.3.11 in der Denkmalliste (§ 10 des Denkmal schutz -
gesetzes – DSchG –) oder in amtlichen Kar ten
verzeichnete unbewegliche Kulturdenk mäler
(§ 4 Abs. 1 DSchG), Grabungsschutz gebiete
im Sinne des § 22 DSchG sowie sonstige Ge -
biete, die von der zuständigen Denk mal schutz -
behörde (§ 24 DSchG) als archäologisch be deu -
tende Landschaften eingestuft worden sind.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Mainz, den 20. März 2013
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Aufgrund des § 1 Abs. 3 des Landesgesetzes über die Aus -
übung des Gnadenrechts vom 2. März 1998 (GVBl. S. 29 - 53 -,
BS 3215-1) wird ver ordnet:

Artikel 1

Die Landesverordnung zur Übertragung der Ausübung des
Gna denrechts im Geschäftsbereich des Ministeriums der Jus tiz
vom 11. Mai 1998 (GVBl. 162), geändert durch Artikel 54 der
Verordnung vom 28. August 2001 (GVBl. S. 210), BS 3215-1-1,
wird wie folgt geändert:

§ 1 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

1. Nummer 1 erhält folgende Fassung:
„1. die Vollstreckung zur Bewährung auszusetzen

a) bei Freiheitsstrafen und restlichen Freiheitsstrafen
so wie bei Jugendstrafen und restlichen Jugend stra fen
von nicht mehr als zwei Jahren,

b) bei Strafarresten und Jugendarresten,
c) bei Geldstrafen und restlichen Geldstrafen von nicht

mehr als 360 Tagessätzen,
es sei denn, es handelt sich um Strafen, die ausschließ-
lich oder unter anderem verhängt worden sind wegen

der in § 74 a Abs. 1 und § 120 Abs. 1 des Gerichts ver -
fas sungsgesetzes bezeichneten Straftaten oder wegen
an derer politischer Straftaten, insbesondere wegen Be -
leidigung der Bundesregierung oder der Landesregie rung
sowie deren Mitgliedern oder anderer im politischen
Leben des Volkes stehender Personen (§ 188 des Straf -
gesetz buches – StGB –),
d) bei Geldbußen und restlichen Geldbußen bis zu

ein tausend Euro,“.

2. Nach Nummer 2 wird folgende neue Nummer 3 einge-
fügt:
„3. Geldbußen bis zu eintausend Euro oder Geldstrafen

und restliche Geldstrafen von nicht mehr als 360 Tages -
sätzen, maximal bis zu einem Gesamtbetrag von fünf-
tausend Euro, zu ermäßigen sowie teilweise oder ganz
zu erlassen,“.

3. Die bisherigen Nummern 3 bis 6 werden Nummern 4 bis 7.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. April 2013 in Kraft.

L a n d e s v e r o r d n u n g
zur Änderung der Landesverordnung

zur Übertragung der Ausübung des Gnadenrechts
im Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz

Vom 4. März 2013

Mainz, den 4. März 2013
Der Minister der Justiz

und für Verbraucherschutz
Jochen Hartloff
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